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Betr.: 1. Stellungnahme zu� Entvurf eines Bundeseesetzea 

über den SChutz der Gesundheit des Menschen 
vor schädlichen LUftverunreinigungen bei aus­

��uscharmen Wetterlagen (SDo�alarmgesetz). 

2 � .. St ellunenahme ZU!!! Entwur f eines Bundes geset zes 
aber die Prüfung der U�weltvertrlglichkeit 
(UVP-Gesetz) 

Bez!!e;_;. Ihr 8c'�'t"ei�en vom l�. Juli 1985, 
Zl. IV-52.l90/97-2/85 bzw. 

IV-52.l91/7-2/S5 

Der H�uptverband ist erunds!tzlich �it den Entwürfen 

des 3undesgeset4es Qcer d�n Schutz der Gesundheit des Menschen 

vor s chädli c hen Luftverunreinigungen bei austaU3charmen Wetter­

lagen (Smogalarmgesetz) und des Bundesgesetzes �ber die Pr�rung 

der Umweltvertriglichkeit (UVP-Gesetz) einverstanden. 

Wir m�chten jedoch zu den Gesetzesentwürfen einige An­

regungen vorbrin�en: 

1. Zum Entwur f eines Smogalarmgesetzes: 

a) In § 8 Ab s . 4 des Ent�Jrfes wäre die Aufnahme einer 

Ausnahmebestimmung für Fahrzeuge zur Sch�dstoff­

messung der Luft angezeigt. 

b) In § 9 Abs. 2 Z.2 k6nntendie Befugnisse der Or�ane 

der Bezirksverwaltu��ssehörden und de� VOn diesen 
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beigezogenen Sachverständigen im Interesse 

einer erhöhten Klarstellung folgendermaßen 

formuliert werden: 

"Anlagen im Sinne des § 8 Abs.l Z.2 zu 
betreten und zu besichtigen sowie erforder­
liche Messungen und Probenziehungen im Sinne 
des § 10 vorzunehmen". 

2. Zum Entwurf eines UVP-Gesetzes: 

Die sich aus § 7 Aba.l des Entwurfes ergebende Frist 

für die Erstattung des Umvcltvertrlglichkeitsgutachtens von 

weniger als 6 �onaten erscheint zu kurz. Die Frist ist des­

halb zu kurz, da kaum ei= e i n z e lne s Institut alle in Betracht 

ko�menden Prüfungen wird allein durchführen können. So werden 

beispielsweise hydrologische Institute die Auswirkungen auf das 

Wasser, die Zentralanstalt für Meaeorologie die Verteilung der 

Schadstoffe in der Luft und medizinisch bzw. sicherheitstech­

nische Institute die Auswirkungen auf die Menschen und Tiere 

zu bewerten haben. 

Der 
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